Bundesgesetzblatt

Teil |

2026 Ausgegeben zu Bonn am 7. Mai 2026 Nr. 127

Zweite Verordnung
zur Neufassung der Asylzustandigkeitsbestimmungsverordnung

Vom 30. April 2026

Das Bundesministerium des Innern verordnet aufgrund des § 88 Absatz 1 des Asylgesetzes in der Fassung der
Bekanntmachung vom 2. September 2008 (BGBI. | S. 1798), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 23. April
2026 (BGBI. 2026 | Nr. 111) geandert worden ist, in Verbindung mit § 1 Absatz 2 des Zustandigkeitsanpassungs-
gesetzes vom 16. August 2002 (BGBI. | S. 3165), das zuletzt durch Artikel 7 der Verordnung vom 31. August 2015
(BGBI. | S. 1474) geandert worden ist, und dem Organisationserlass vom 6. Mai 2025 (BGBI. | 2025 Nr. 131):

Artikel 1

Asylzustandigkeitsbestimmungsverordnung
(AsylZBV)

§1

Anwendungsbereich

Die Verordnung bestimmt die zustandigen Behérden fir die Ausfiihrung von Rechtsvorschriften der Europaischen
Union und vdlkerrechtlichen Vertragen Uber die Zustandigkeit flr die Durchfihrung von Asylverfahren, Uber die
Gewahrung voriibergehenden Schutzes und zur Feststellung der Identitat illegal aufhaltiger Drittstaatsangehdriger
oder Staatenloser und fur die Ausfihrung der Aufnahme schutzbedirftiger Personen, namentlich die Ausfiihrung

1. der Verordnung (EU) Nr. 604/2013,

. der Verordnung (EU) 2024/1351,

. der Durchfiihrungsverordnung (EU) Nr. 118/2014,
. der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2025/2055,

. der Verordnung (EU) 2024/1358.

a B~ ODN

§2

Zustandigkeiten des Bundesamtes fiir Migration und Fliichtlinge

(1) Das Bundesamt fiir Migration und Flichtlinge ist zustandig fir die Ausfiihrung der Verordnung (EU)
Nr. 604/2013, der Verordnung (EU) 2024/1351, der Durchfiihrungsverordnung (EU) Nr. 118/2014 und der Durch-
fuhrungsverordnung (EU) 2025/2055 in Bezug auf

1. die Ubermittlung von Auf- und Wiederaufnahmeersuchen be;iehungsweise Wiederaufnahmemitteilungen an die
anderen Staaten sowie die Festlegung der Modalitaten der Uberstellung,
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2. die Entscheidung Uber Auf- und Wiederaufnahmeersuchen beziehungsweise Wiederaufnahmemitteilungen der
anderen Staaten sowie die Festlegung der Modalitaten der Uberstellung,

3. den Informationsaustausch sowie die notwendigen Mitteilungen an die betroffenen Drittstaatsangehérigen.

(2) Das Bundesamt fur Migration und Flichtlinge ist auch zustandig fur die Zusammenarbeit mit den anderen
Staaten nach der Verordnung (EU) 2024/1358 bei

1. der endgultigen Identifizierung,
2. der Auskunft Uber die an Eurodac Ubermittelten und in der zentralen Datenbank gespeicherten Daten sowie
deren Berichtigung, Loschung und Sperrung,

3. der Konsultation mit den Mitgliedstaaten, ob die nach der Uberpriifung geméaR der Verordnung (EU) 2024/1356
oder nach einer Prifung nach Artikel 16 Absatz 4 der Verordnung (EU) 2024/1351 oder nach Artikel 9 Absatz 5
der Verordnung (EU) 2024/1348 festgestellte Gefahr fir die innere Sicherheit nicht mehr besteht,

4. der Einholung der Zustimmung des Herkunftsmitgliedstaats zur Ubermittlung von Daten an einen Drittstaat zum
Zweck der Rickfihrung gemag Artikel 50 der Verordnung (EU) 2024/1358.

(3) Das Bundesamt fir Migration und Flichtlinge ist weiter zustandig fir die Ausflihrung der Verordnung (EU)
2024/1358 in Bezug auf die
1. vorzeitige Loschung von Daten gemaR Artikel 30 der Verordnung (EU) 2024/1358, sofern dies liber die von
eu-LISA bereitgestellte grafische Benutzeroberflache erfolgt,

2. Bearbeitung von Antréagen nach Artikel 43 der Verordnung (EU) 2024/1358,

3. Speicherung und Léschung der Tatsache, dass die Person als Ergebnis einer Prifung nach Artikel 16 Absatz 4
der Verordnung (EU) 2024/1351 eine Gefahr fiir die innere Sicherheit darstellen kénnte, wenn einer der in
Artikel 17 Absatz 2 Buchstabe i der Verordnung (EU) 2024/1358 genannten Umstande vorliegt,

4. Markierung von Datensatzen gemaf Artikel 31 Absatz 1 und 6 der Verordnung (EU) 2024/1358 sowie die
Entfernung der Markierung geman Artikel 31 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2024/1358,

5. Berichtigung, Aktualisierung und Léschung der an Eurodac ubermittelten Daten, sofern dies lber die von
eu-LISA bereitgestellte grafische Benutzeroberflache erfolgt,

6. Aktualisierung von Datensatzen aufgrund von Mitteilungen durch Eurodac, insbesondere nach Artikel 31
Absatz 1 und 4 der Verordnung (EU) 2024/1358, sofern dies Uber die von eu-LISA bereitgestellte grafische
Benutzeroberflache erfolgt.

§3

Zustidndigkeiten der Grenzbehorden

(1) Die mit der polizeilichen Kontrolle des grenziiberschreitenden Verkehrs beauftragten Behorden (Grenz-
behdrden) sind zustandig fir die MaRnahmen und Entscheidungen nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 und 3 und
Absatz 2 Nummer 1, wenn ein Drittstaatsangehdriger im grenznahen Raum der Bundesrepublik Deutschland in
unmittelbarem zeitlichen Zusammenhang mit einer unerlaubten Einreise aus einem angrenzenden Mitgliedstaat
angetroffen wurde und Anhaltspunkte dafiir bestehen, dass dieser oder ein anderer angrenzender Mitgliedstaat
nach der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 oder der Verordnung (EU) 2024/1351 zustandig ist.

(2) Die in Absatz 1 genannten Behérden sind zustandig fir die MaBnahmen und Entscheidungen nach § 2
Absatz 1 Nummer 2 und 3, wenn ein Drittstaatsangehoériger aus der Bundesrepublik Deutschland in einen
angrenzenden Staat unerlaubt eingereist ist und dort im grenznahen Raum angetroffen wurde und eine mit
grenzpolizeilichen Aufgaben betraute Behdrde fiir das Auf- und Wiederaufnahmeersuchen beziehungsweise die
Wiederaufnahmemitteilung zustandig ist.

(3) Die Abséatze 1 und 2 gelten nicht fur die Zollverwaltung.

§4

Ubernahme von Verfahren durch das Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge

Das Bundesamt fir Migration und Fluchtlinge kann Verfahren Gbernehmen, fir welche die Zustandigkeit der
Grenzbehdérden begriindet wurde; auf Ersuchen der Grenzbehdérden ibernimmt es diese Verfahren.

§5

Zustandigkeiten des Bundesverwaltungsamtes
Das Bundesverwaltungsamt ist zustandig fir die Ausfiihrung der Verordnung (EU) 2024/1358 in Bezug auf

1. die Ubermittlung der durch die zustandigen Behdrden erfassten Daten an Eurodac, es sei denn die Daten
werden Uber die von eu-LISA bereitgestellte grafische Benutzeroberflache tbermittelt und empfangen,
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2. den Abruf der Daten von Eurodac,

3. die Bereitstellung des technischen Zugangs zur von eu-LISA bereitgestellten grafischen Benutzeroberflache zur
Ubermittlung und zum Empfang von Daten an beziehungsweise von Eurodac,

4. die Ubermittlung der Ergebnisse eines Abgleichs von Daten an das Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge,
mit Ausnahme von nach Artikel 26, 32 und 33 der Verordnung (EU) 2024/1358 ubermittelten Daten, und an die
Behorde, die die Daten Ubermittelt hat,

5. die Ubermittlung der Ergebnisse einer Abfrage nach Artikel 40 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2024/1358 an die
abfragende Behdrde,

6. die Ubermittlung von Informationen zu Aktualisierungen eines Datensatzes aufgrund von Mitteilungen durch
Eurodac an das Bundesamt fir Migration und Flichtlinge und die aufenthaltsrechtlich zustandige Behorde,

7. die Ubermittlung von durch die zustdndigen Behdrden veranlassten Berichtigungen, Aktualisierungen und
Léschungen der an Eurodac Ubermittelten Daten an Eurodac, es sei denn dies erfolgt tiber die von eu-LISA
bereitgestellte grafische Benutzeroberflache,

8. die Mitteilung an eu-LISA Uber die Loschung nach Artikel 38 Absatz 6 der Verordnung (EU) 2024/1358,
9. die vorzeitige Léschung von Daten gemaf Artikel 30 der Verordnung (EU) 2024/1358,

10. die Aufzeichnung der Datenverarbeitungsvorgdnge und Uber die zur Eingabe oder Abfrage der Daten
ermachtigten Bediensteten gemaR Artikel 41 Absatz 3 und 5 der Verordnung (EU) 2024/1358,

11. die Gewahrleistung der Datensicherheit und die dafiir erforderlichen Malnahmen, einschlieRlich der Aufstellung
eines Datensicherheitsplans geman Artikel 48 der Verordnung (EU) 2024/1358,

12. Informationspflichten gemaf Artikel 57 Absatz 6 und 7 der Verordnung (EU) 2024/1358,

13. die Verantwortlichkeit fur die Datenverarbeitung im Sinne des Artikels 36 Absatz 1 der Verordnung (EU)
2024/1358.

§6

Zustidndigkeiten des Bundeskriminalamtes
(1) Das Bundeskriminalamt ist zustandig fur die Ausfihrung der Verordnung (EU) 2024/1358 in Bezug auf die

1. Prifung der von Eurodac Ubermittelten Ergebnisse gemal Artikel 3 Absatz 6 Satz 3, Artikel 38 Absatz 4
Unterabsatz 1 und 2 und Absatz 5 Unterabsatz 1 der Verordnung (EU) 2024/1358,

2. die Protokollierung und Dokumentierung von Antradgen auf Abgleich mit Eurodac-Daten fir Gefahrenabwehr- und
Strafverfolgungszwecke resultierenden Datenverarbeitungsvorgangen gemaf Artikel 51 der Verordnung (EU)
2024/1358 und

3. die Erstellung des Berichts nach Artikel 57 Absatz 8 der Verordnung (EU) 2024/1358.

(2) Das Bundeskriminalamt ist zustandig flir Schadenersatzanspriiche gegen die Bundesrepublik Deutschland
nach Artikel 37 der Verordnung (EU) 603/2013.

§7

Zustindigkeiten fiir die Erfassung und Ubermittlung von Daten zur Ausfiihrung der
Verordnung (EU) 2024/1358

(1) Die fir die erkennungsdienstlichen Malnahmen zur Sicherung der Identitat eines Ausléanders zustandige
Behorde ist zustandig fiir die Ausflihrung der Verordnung (EU) 2024/1358 in Bezug auf die Erfassung der nach
der vorgenannten Verordnung zu erfassenden und an Eurodac zu iibermittelnden Daten sowie deren Ubermittlung
an die Behorde nach § 5. Abweichend von Satz 1 ist die nach § 13a des Asylgesetzes zustéandige Behdrde
zustandig fir die Erfassung der nach Artikel 15 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU)
2024/1358 zu erfassenden und an Eurodac zu bermittelnden Daten und sind die Auslanderbehdrden zustandig
fur die Erfassung der nach Artikel 26 der Verordnung (EU) 2024/1358 zu erfassenden und an Eurodac zu
Uibermittenden Daten sowie deren Ubermittiung an die Behérde nach § 5 und ist das Bundesamt fir Migration
und Flichtlinge zustandig fir die Erfassung von nach den Artikeln 18 und 20 der Verordnung (EU) 2024/1358 zu
erfassenden und an Eurodac zu UbermitteInden Daten sowie deren Ubermittiung an die Behérde nach § 5.

(2) Die nach Absatz 1 zustandige Behdrde ist zustandig fur die Ausflihrung der Verordnung (EU) 2024/1358 in
Bezug auf die Ubermittlung der zum Zwecke der Ubermittlung an Eurodac erfassten Daten an Eurodac, sofern die
Daten Uber die von eu-LISA bereitgestellte grafische Benutzeroberflache Gbermittelt und empfangen werden.
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§8

Weitere Zustandigkeiten fiir die Ausfiihrung der Verordnung (EU) 2024/1358

(1) Die Auslanderbehorde, die einer Person, deren Daten zuvor nach Artikel 22 Absatz 2 oder Artikel 23 Absatz 2
der Verordnung (EU) 2024/1358 in Eurodac gespeichert wurden, einen Aufenthaltstitel ausgestellt hat, ist zustandig
fur die Ausfihrung der Verordnung (EU) 2024/1358 in Bezug auf die Markierung der einschlagigen Datenséatze nach
Artikel 31 Absatz 4 der Verordnung (EU) 2024/1358.

(2) Die fiur die Sicherheitskontrolle nach Artikel 15 der Verordnung (EU) 2024/1356 zustandige Behorde ist
zustandig fur die Ausfiihrung der Verordnung (EU) 2024/1358 in Bezug auf die Speicherung nach Artikel 17
Absatz 2 Buchstabe i, Artikel 22 Absatz 3 Buchstabe d, Artikel 23 Absatz 3 Buchstabe e und Artikel 24 Absatz 3
Buchstabe f der Verordnung (EU) 2024/1358 als Ergebnis einer Sicherheitskontrolle nach Artikel 15 der Verordnung
(EU) 2024/1356.

(3) Die Behorde, die eine MalRnahme nach Artikel 9 Absatz 5 der Verordnung (EU) 2024/1348 durchfiihrt, ist
zustandig fur die Ausfiihrung der Verordnung (EU) 2024/1358 in Bezug auf die Speicherung nach Artikel 17
Absatz 2 Buchstabe i der Verordnung (EU) 2024/1358 als Ergebnis einer Malnahme nach Artikel 9 Absatz 5 der
Verordnung (EU) 2024/1348.

(4) Die nach § 7 Absatz 1 zustandige Behdrde ist zustandig flir die Ausfiihrung der Verordnung (EU) 2024/1358
in Bezug auf die Unterrichtung nach Artikel 42 der Verordnung (EU) 2024/1358.

(5) Das Bundesministerium des Innern ist fiir die Ubermittlung der Verzeichnisse der auf Eurodac
zugriffsberechtigten Behdrden nach Artikel 40 Absatz 2 und Artikel 61 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2024/1358
und die Fuhrung der Listen gemaR Artikel 5 Absatz 2 und 3 der Verordnung (EU) 2024/1358 zustandig.

Artikel 2

Anderung der Asylzustindigkeitsbestimmungsverordnung
Die Asylzustandigkeitsbestimmungsverordnung vom 30. April 2026 (BGBI. 2026 | Nr. 127) wird wie folgt gedndert:
1. § 5 Satz 1 Nummer 11 und 12 wird durch die folgenden Nummern 11 bis 15 ersetzt:

,11. die Gewabhrleistung der Datensicherheit und die dafiir erforderlichen MafRnahmen, einschlieRlich der
Aufstellung eines Datensicherheitsplans gemaf Artikel 48 der Verordnung (EU) 2024/1358,

12. Informationspflichten gemal Artikel 57 Absatz 6 und 7 der Verordnung (EU) 2024/1358,

13. die Protokollierung und Dokumentierung von Antragen fur Gefahrenabwehr- und Strafverfolgungszwecke
gemal Artikel 51 der Verordnung (EU) 2024/1358,

14. die Erstellung des Berichts nach Artikel 57 Absatz 8 der Verordnung (EU) 2024/1358.

15. Das Bundesverwaltungsamt ist verantwortlich fiir die Datenverarbeitung im Sinne des Artikels 36 Absatz 1
der Verordnung (EU) 2024/1358.“

2. § 6 Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt:

»(1) Das Bundeskriminalamt ist zustandig fir die Ausfiihrung der Verordnung (EU) 2024/1358 in Bezug auf die
Prifung der von Eurodac Ubermittelten Ergebnisse gemaR Artikel 3 Absatz 6 und Artikel 38 Absatz 4
Unterabsatz 1 und 2 und Absatz 5 der Verordnung (EU) 2024/1358.¢

Artikel 3

AuBerkrafttreten

Die Verordnung zur Neufassung der Asylzustandigkeitsbestimmungsverordnung vom 2. April 2008 (BGBI. |
S. 645) tritt am 12. Juni 2026 auler Kraft.
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Artikel 4

Inkrafttreten
(1) Diese Verordnung tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am 12. Juni 2026 in Kraft.

(2) Artikel 2 tritt an dem Tag in Kraft, an dem die technischen Voraussetzungen fiir den Betrieb durch das
Bundesverwaltungsamt gegeben sind. Das Bundesministerium des Innern gibt den Tag des Inkrafttretens im
Bundesgesetzblatt bekannt.

Der Bundesrat hat zugestimmt.
Berlin, den 30. April 2026

Der Bundesminister des Innern
Alexander Dobrindt
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EU-Rechtsakte:

1.

Verordnung (EU) Nr. 603/2013 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 Uber die
Einrichtung von Eurodac fiir den Abgleich von Fingerabdruckdaten zum Zwecke der effektiven Anwendung der
Verordnung (EU) Nr. 604/2013 zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats,
der fir die Priufung eines von einem Drittstaatsangehdrigen oder Staatenlosen in einem Mitgliedstaat gestellten
Antrags auf internationalen Schutz zusténdig ist und Uber der Gefahrenabwehr und Strafverfolgung dienende
Antrage der Gefahrenabwehr- und Strafverfolgungsbehérden der Mitgliedstaaten und Europols auf den Abgleich
mit Eurodac-Daten sowie zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 1077/2011 zur Errichtung einer Européischen
Agentur fur das Betriebsmanagement von IT-GroRsystemen im Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts
(ABI. L 180 vom 29.6.2013, S. 1)

. Verordnung (EU) Nr. 604/2013 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 zur Festlegung

der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der fir die Prifung eines von einem
Drittstaatsangehdérigen oder Staatenlosen in einem Mitgliedstaat gestellten Antrags auf internationalen Schutz
zustandig ist (Neufassung) (ABI. L 180 vom 29.6.2013, S. 31)

. Durchfiihrungsverordnung (EU) Nr. 118/2014 der Kommission vom 30. Januar 2014 zur Anderung der

Verordnung (EG) Nr. 1560/2003 mit Durchfiihrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 343/2003 des
Rates zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der fur die Prifung
eines von einem Drittstaatsangehorigen in einem Mitgliedstaat gestellten Asylantrags zustandig ist (ABI. L 39
vom 8.2.2014, S. 1)

. Verordnung (EU) 2024/1348 des Européaischen Parlaments und des Rates vom 14. Mai 2024 zur Einfiihrung

eines gemeinsamen Verfahrens fir internationalen Schutz in der Union und zur Aufhebung der Richtlinie
2013/32/EU (ABI. L, 2024/1348, 22.5.2024)

. Verordnung (EU) Nr. 2024/1351 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 14. Mai 2024 tGber Asyl- und

Migrationsmanagement, zur Anderung der Verordnungen (EU) 2021/1147 und (EU) 2021/1060 und zur
Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 (ABI. L, 2024/1351, 22.5.2024; L, 2025/90929, 25.11.2025)

. Verordnung (EU) 2024/1356 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 14. Mai 2024 zur Einfihrung der

Uberpriifung von Drittstaatsangehdrigen an den AuBengrenzen und zur Anderung der Verordnungen (EG)
Nr. 767/2008, (EU) 2017/2226, (EU) 2018/1240 und (EU) 2019/817 (ABI. L, 2024/1356, 22.5.2024)

. Verordnung (EU) 2024/1358 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 14. Mai 2024 (ber die Einrichtung

von Eurodac fiir den Abgleich biometrischer Daten zur effektiven Anwendung der Verordnungen (EU) 2024/1351
und (EU) 2024/1350 des Europaischen Parlaments und des Rates und der Richtlinie 2001/55/EG sowie zur
Feststellung der Identitat illegal aufhaltiger Drittstaatsangehoériger oder Staatenloser und Uber der
Gefahrenabwehr und Strafverfolgung dienende Antrdge der Gefahrenabwehr- und Strafverfolgungsbehdrden
der Mitgliedstaaten und Europols auf den Abgleich mit Eurodac-Daten, zur Anderung der Verordnungen (EU)
2018/1240 und (EU) 2019/818 des Europaischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Verordnung
(EU) Nr. 603/2013 des Europaischen Parlaments und des Rates (ABI. L, 2024/1358, 22.5.2024)

. Durchfiihrungsverordnung (EU) 2025/2055 der Kommission vom 2. Oktober 2025 mit Durchfiihrungsbestimmun-

gen zur Verordnung (EU) 2024/1351 des Europaischen Parlaments und des Rates Uber Asyl- und Migrations-
management und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1560/2003 der Kommission (ABI. L, 2025/2055,
12.11.2025)

Herausgeber: Bundesministerium der Justiz und fir Verbraucherschutz



	Zweite Verordnung zur Neufassung der Asylzuständigkeitsbestimmungsverordnung
	Artikel 1 - Asylzuständigkeitsbestimmungsverordnung (AsylZBV)
	§ 1 - Anwendungsbereich
	§ 2 - Zuständigkeiten des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge
	§ 3 - Zuständigkeiten der Grenzbehörden
	§ 4 - Übernahme von Verfahren durch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge
	§ 5 - Zuständigkeiten des Bundesverwaltungsamtes
	§ 6 - Zuständigkeiten des Bundeskriminalamtes
	§ 7 - Zuständigkeiten für die Erfassung und Übermittlung von Daten zur Ausführung der Verordnung (EU) 2024/1358
	§ 8 - Weitere Zuständigkeiten für die Ausführung der Verordnung (EU) 2024/1358
	Artikel 2 - Änderung der Asylzuständigkeitsbestimmungsverordnung
	Artikel 3 - Außerkrafttreten
	Artikel 4 - Inkrafttreten


		2026-05-06T05:58:56+0000
	Bundesamt für Justiz




